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BUNDESGERICHTSHOF

II1_ZR 6/84 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Rechtsanwalts Dr. Ernst B illlINEGEGEGEED ,
SHED- S-S trate @@, MUIENED,

Klagers und Revisionskliagers,
- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (I -

gegen

1. den Freistaat Bayern,
vertreten durch die Bezirksfinanzdirektion Miinchen,

KGR - DU Stratc@ll MEEED 2,
- Prozefibevollmédchtigte Rechtsanwdlte Dres.
I1I. Instanz: und G, 2 -

2. die Landeshauptstadt M,
vertreten durch den Oberblirgermeister, Rathaus, MEEN-
platz @ MUEEED 2,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt (I -

Beklagte und Revisionsbeklagte



SF

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn
und die Richter Dr. Tidow, Kroner, BouJjong und
Dr. Engelhardt
am 13, Juli 1984
gemdB § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das
Bundesverfassungsgericht (BeschluB vom 11. Juni 1980
-~ 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision des Klidgers gegen das
Urteil des 1. Zivilsenats des Ober-
landesgerichts Miinchen vom 3. November
1983 - 1 U 1412/83 - wird nicht ange-
nommen.

Der Klédger trdgt die Kosten des Revi-
sionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 1.000.000 DM

Grinde

1. Die Revision wirft keine rechtsgrundsédtzlichen Fra-
gen auf, die der Kldrung bediirfen. Sie verspricht auch
im Ergebnis keine Aussicht auf Erfolg (BVerfGE 54, 277).

2. Es kann dahinstehen, ob die Auffassung des Beru-
fungsgerichts zutrifft, der dem Klédger entstandene Scha-
den sei durch die unrichtige Feststellung der Gewerbe-



Matthias Prinz
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steuer fiir das Jahr 1975 nicht adidquat verursacht wor-
den, weil die BR KG auch ohne die ungerechtfertigte
Zuvielforderung sowohl iiberschuldet als auch zahlungs-
unfihig gewesen sei. Denn das Berufungsurteil wird
jedenfalls von der Erwdgung getragen, daB der Kléger
es schuldhaft unterlassen hat, den Schaden durch Ein-

legung eines Rechtsmittels abzuwenden (§ 839 Abs. 3 BGB).

Der Begriff des Rechtsmittels im Sinne von § 839

Abs. 3 BGB muB weit gefaBt werden. Er umfaBt alle Rechts-

behelfe, die sich gegen die sich als Amtspflichtver-
letzung darstellende Handlung oder Unterlassung richten
und das Ziel haben, diese zu beseitigen oder zu berich-
tigen und damit dem Schaden abzuwenden (BGH Urteile vom
23. Februar 1978 - 1lL <Kk 97/76 = VersR 1978, 640, 641
und vom 22, Juni 1982 - VI ZR 268/80 = VersR 1982, 953,
954).

Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung (§ 361
Abs. 2 Satz 2 A0, § 69 Abs. 2 FGO) richtet sich gegen
den Verwaltungsakt, der auf der Amtspflichtverletzung
beruht. Er hat das Ziel, ihn zwar nicht endgiiltig zu
beseitigen oder zu berichtigen, aber seinen Vollzug
hintanzuhalten und gerade dadurch Schaden von dem Be-
troffenen abzuwenden (vgl. Finkelnburg, Vorliufiger
Rechtsschutz im Verwaltungsstreitverfahren, 2. Aufl.
Rn. 319 f.). Deshalb ist er als Rechtsmittel im Sinne
von § 839 Abs. 3 BGB anzusehen (ebenso Johlen NJW 1973,
2009 ff.).

Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung war auch
geeignet, den drohenden Schaden abzuwenden. Aufgrund
der Aussetzung der Vollziehung des Gewerbesteuermefbe-
scheides hdtte auch die Vollziehung des Gewerbesteuer-
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bescheides ausgesetzt werden miissen (§ 361 Abs. 3

Satz 1 AO). Dadurch widre die Fialligkeit der Steuer-
forderung einstweilen beseitigt worden (vgl. Kithn/Kutter/
Hofmann, AO 14, Aufl. § 220 Anm. 5). Der Antrag auf Er-
6ffnung des Konkursverfahrens hdtte hinausgeschoben oder
zuriickgenommen werden konnen.

Von der Aussetzung der Vollziehung auf entsprechen-
den Antrag ist auch auszugehen. Denn es kommt darauf an,
wie bei richtiger Sachbehandlung hatte entschieden wer-
den miissen (Senatsurteil vom 22. September 1955 ~ III ZR
289/54; BGB-RGRK 12. Aufl. § 839 Rn. 534). Wenn man mit
dem Kldger davon ausgeht, daB der Gewerbesteuermefibe-
scheid nicht nur rechtswidrig, sondern so eindeutig feh-
lerhaft war, daBl die damit befaf3ten Beamten ein Schuld-
vorwurf trifft, dann bestanden auch zumindest ernsthafte
Zweifel an der RechtmdfBigkeit des Bescheides, die nach
§ 361 Abs., 2 Satz 2 AO die Aussetzung geboten.

Ohne Erfolg macht die Revision dagegen geltend,
selbst ein formlicher Antrag auf Aussetzung der Voll-
ziehung hdtte bei dem Finanzamt Minchen I keinen Erfolg
gehabt., Dabei wird nicht beriicksichtigt, daB der Kl&dger
sich gem#B § 69 FGO unmittelbar an das Finanzgericht
hdtte wenden kénnen.

Der Kldger hat den Gebrauch des Rechtsmittels auch
schuldhaft unterlassen. Er ist selbst Jurist und wurde
von einem Rechtsanwalt und einem Steuerberater, den Ge-
schaftsfilhrern der BR KG beraten. Er muBte daher die
Moglichkeit erkennen, die Fidlligkeit der von ihm selbst
als fehlerhaft festgesetzt erkannten Gewerbesteuerfor-
derung durch Aussetzung der Vollziehung des Bescheides
hinauszuschieben. Darauf, dafl Einwendungen gegen den



MeBbescheid nur diesem gegeniiber geltend gemacht werden
konnten, war er in der Rechtsmittelbelehrung ausdriick-
lich hingewiesen worden. DaB3 die Aussetzung der Voll-
ziehung des MeBbescheides zur Aussetzung der Vollziehung
des Steuerbescheides fiihren muBte, ergibt sich eindeutig
aus § 361 Abs. 3 Satz 1 AO.

Krohn Tidow Kroner

Boujong Engelhardt



	BUNDESGERICHTSHOF

	tit zr mm	BESCHLUSS

	BeZälfSMMlläirelCti0n München’

	yff





